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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Rechtsordnung

Le Conseil fédéral a présenté son concept global de protection et de défense du
cyberespace civil et militaire, dans son rapport sur l’organisation de la Confédération
pour la mise en œuvre de la stratégie nationale de protection de la Suisse contre les
cyberrisques. Une organisation supradépartementale a été privilégiée pour assumer les
tâches de cybersécurité, de cyberdéfense et pour la poursuite pénale de la
cybercriminalité. Le soutien de l'armée lors de cyberincidents et le déroulement de ses
interventions doit encore être défini avec les autorités civiles. Pour assurer la mise en
œuvre de la Stratégie nationale de protection de la Suisse contre les cyberrisques
(SNPC) 2018-2022, les ressources financières ont été augmentées et une soixantaine de
postes de travail supplémentaires ont été créés. Enfin, en comparaison internationale,
la Suisse possède des structures dans le domaine de la cybersécurité similaires à celles
de plusieurs autres pays. Aucun des pays étudiés, à savoir l'Allemagne, la Finlande, la
France, Israël, l’Italie et les Pays-Bas, ne possède une organisation unique pour la
réalisation des travaux liés aux cyberrisques et n'a confié à son armée la responsabilité
d'assurer la protection contre ce type de danger. 1

POSTULAT
DATUM: 28.11.2019
DIANE PORCELLANA

Strafrecht

Der Bundesrat soll die verschiedenen Aufbewahrungsfristen im DNA-Profil-Gesetz
evaluieren und in einem Bericht darlegen, ob und wie die DNA-Profile verurteilter
Straftäter länger aufbewahrt werden könnten oder gar nicht mehr gelöscht werden
müssten. Der Nationalrat nahm ein entsprechendes Postulat seiner Rechtskommission
Anfang März 2016 stillschweigend an. Den Strafverfolgungsbehörden soll dadurch die
Identifizierung von Tätern, aber auch die Entlastung von Unschuldigen erleichtert
werden. Der Bericht soll auch die Datenschutzthematik behandeln und als
Diskussionsgrundlage für eine allfällige Revision des DNA-Profil-Gesetzes dienen. 2

POSTULAT
DATUM: 03.03.2016
KARIN FRICK

Privatrecht

Mit der Überweisung eines Postulats Feri (sp, AG) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichts über die Situation der Sexarbeiterinnen
und -arbeiter in der Schweiz. Die dadurch erhaltene Übersicht über die Aufsicht,
Voraussetzungen und Bedingungen der Sexarbeitenden in den Kantonen soll den
optimalen Schutz der Sexarbeitenden und Freier ermöglichen. Die Frage nach den
Sicherheitskosten im Zusammenhang mit käuflichem Sex strich die grosse Kammer
aufgrund des zu hohen finanziellen Aufwands für die Erhebung aus der Liste der zu
prüfenden Punkte. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats, das
gemeinsam mit den bereits überwiesenen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162)
und Caroni (fdp, AR; Po. 13.3332) beantwortet werden kann. 3

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Feri (sp, AG) ab, da der Bundesrat
das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu Prostitution
und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 4

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER
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Datenschutz und Statistik

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Seiler (svp, BE) zu, welches verlangt, dass die
nächste Volkszählung nach einem einfacheren Verfahren und unter Berücksichtigung
bestehender Erhebungen und Dateien durchzuführen sei. 5

POSTULAT
DATUM: 17.06.1993
HANS HIRTER

Die Anpassung des Datenschutzes an die neuen Medien war Gegenstand mehrerer
weiterer Vorstösse. Ein Postulat Hodgers (gp, GE) (Po. 10.3383) fordert die Ausrichtung
des Datenschutzgesetzes aus dem Jahr 1992 auf die neuen Technologien. In eine
ähnliche Richtung zielt das Postulat Graber (svp, BE) (Po. 10.3651), das den Bundesrat
dazu auffordert, die Risiken abzuschätzen, die neue Technologien wie Internet, die
elektronische Erfassung von Kaufgewohnheiten oder Google Street View auf die
Privatsphäre haben. Er soll insbesondere den Bedarf für neue Gesetzesgrundlagen
klären. Beide Postulate wurden vom Nationalrat diskussionslos überwiesen. 6

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Mit der Überweisung des Postulats von Nationalrat Schwaab (sp, VD) beauftragte der
Nationalrat den Bundesrat, die Aufnahme eines Rechts auf Vergessen im Internet in
das Bundesrecht zu prüfen. Damit sollen insbesondere soziale Netzwerke verpflichtet
werden, die Speicherung von personenbezogenen Daten auf ein absolutes Minimum zu
beschränken. Der Bundesrat unterstützt dieses Anliegen. In seinem aus der Evaluation
des Bundesgesetzes über den Datenschutz resultierenden Bericht gelangt er zu einer
übereinstimmenden Auffassung. 7

POSTULAT
DATUM: 15.06.2012
NADJA ACKERMANN

Ebenfalls mit sozialen Netzwerken beschäftigte sich ein Postulat Amherd (cvp, VS),
welches die Regierung beauftragt, zu prüfen, wie Kinder vor den schädlichen
Auswirkungen von Social Media geschützt werden können. Die Regierung teilte mit, dass
sie das Anliegen bereits im aus der Erfüllung des Postulats Amherd „Rechtliche Basis für
Social Media“ stammenden Bericht sowie mit dem Nationalen Programm
"Jugendmedienschutz und Medienkompetenz" Rechnung trägt. Der Nationalrat
überwies das Postulat in der Wintersession ohne Diskussion. 8

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies ein Postulat seiner staatspolitischen Kommission, welches den
Bundesrat beauftragt, zu prüfen, ob für den automatischen Informationsaustausch
zwischen den öffentlichen Dateninhabern eine gesetzliche Grundlage geschaffen
werden muss. Der Bundesrat hatte sich bereits im Vorjahr bereit erklärt, auch dieses
Anliegen in die laufende Revision des Datenschutzgesetzes aufzunehmen. 9

POSTULAT
DATUM: 13.03.2013
NADJA ACKERMANN

Jede Medaille hat ihre Kehrseite. Im Falle der Fortschritte in der Informations- und
Kommunikationstechnik ist es die zunehmende Gefahr der Verletzung der
Persönlichkeitsrechte, die rechtlich nur ungenügend geschützt sind. Dieses Problem zu
analysieren und Lösungen vorzuschlagen, wurde der Bundesrat durch ein Postulat
Recordon (gp, VD), welches der Ständerat an die Regierung überwies, aufgefordert. Der
Bundesrat war bereit, das Anliegen in die seit 2011 laufende Revision des
Datenschutzgesetzes (DSG) aufzunehmen. 10

POSTULAT
DATUM: 11.12.2013
NADJA ACKERMANN

Es soll keinen automatischen Adressdatenaustausch zwischen der Post und den
Einwohnerdiensten geben. Ein solcher Austausch wäre nicht nur aus
datenschützerischen Gründen heikel, sondern würde auch nur der Post dienen. Dies
befand der Bundesrat in einem Bericht, den er in Erfüllung des Postulats
„Adressdatenaustausch zwischen Einwohnerregistern, Post und anderen
Dateninhabern“ der staatspolitischen Kommission des Nationalrats ausgearbeitet hatte.
Prüfenswert fand die Regierung jedoch die Idee einer zentralen Adressdatenbank für
die öffentliche Verwaltung und beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung möglicher
Modelle. 11

POSTULAT
DATUM: 12.11.2014
NADJA ACKERMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Das Internet der Dinge bringt auch Datenschutzfragen mit sich. Mit der Überweisung
eines Postulats Schwaab (sp, VD) im Dezember 2014 wollte der Nationalrat die
Eigentumsrechte im Fall von unerwünschten Verbindungen stärken. Der Bundesrat soll
prüfen, ob Personen, die in Besitz oder Eigentümer eines Gerätes sind, das sich mit
dem Internet oder anderen Netzwerken verbinden kann, das unabdingbare Recht
eingeräumt werden soll, diese Verbindungen zu trennen und bei Zulassen einer
Verbindung selber zu entscheiden, welche Daten an Dritte weitergegeben werden. Die
geforderte „Control by Design“ (Kontrolle ab der Herstellung) bedeutet auch, dass
bereits bei der Herstellung solcher Geräte darauf geachtet werden müsste, dass
unerwünschte Verbindungen jederzeit getrennt werden können. 12

POSTULAT
DATUM: 12.12.2014
KARIN FRICK

Die zunehmende Nutzung von privaten Kameras, insbesondere von Smartphones,
Dashcams, Drohnen und Datenbrillen, ist im Hinblick auf den Datenschutz sowie den
Schutz der Privatsphäre im öffentlichen Raum problematisch. Diesem Thema trug der
Ständerat in der Frühjahrssession 2015 mit der Annahme eines Postulats Comte (fdp,
NE) Rechnung, welches den Bundesrat beauftragt, einen Bericht über die Risiken der
Nutzung von privaten Kameras und entsprechende Lösungsvorschläge auszuarbeiten.
Der Bericht soll in die nächste Revision des Bundesgesetzes über den Datenschutz
einfliessen. Im Nationalrat wurde ein gleichlautendes Postulat (14.4137), eingereicht
durch die FDP-Fraktion, ebenfalls angenommen. 13

POSTULAT
DATUM: 19.03.2015
KARIN FRICK

Mit der diskussionslosen Überweisung eines Postulats Derder (fdp, VD) gab der
Nationalrat in der Wintersession 2015 dem Bundesrat den Auftrag, ein „Recht auf
Kopie“ personenbezogener Daten zu prüfen und aufzuzeigen, inwiefern sowohl der
Einzelne als auch die Volkswirtschaft von der Weiterverwendung oder
„Sekundärnutzung“ solcher Daten profitieren könnten. In seiner Stellungnahme hatte
der Bundesrat angekündigt, die verlangte Prüfung im Rahmen der Revision des
Datenschutzgesetzes vorzunehmen. 14

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
KARIN FRICK

In der Herbstsession 2016 überwies der Nationalrat stillschweigend zwei Postulate Béglé
(cvp, VD) zum Thema Datenschutz. Das erste (Po. 16.3384) fordert den Bundesrat auf,
Wege zu suchen, um im revidierten Datenschutzgesetz eine geschützte, transparente
und zielgerichete Datenerhebung, insbesondere bei medizinischen Daten,
sicherzustellen. So könnte beispielsweise das Prinzip der „tatsächlichen Einwilligung“
für besonders schützenswerte Daten die heute gebräuchliche Alibi-Einwilligung
ersetzen und damit Transparenz für die Patientinnen und Patienten schaffen. Das
zweite Postulat (Po. 16.3386) gibt dem Bundesrat den Auftrag, Möglichkeiten zur
Förderung der informationellen Selbstbestimmung aufzuzeigen. Durch einen
Paradigmenwechsel von „big data“ zu „self-data“ sollen die Bürgerinnen und Bürger die
Kontrolle über ihre persönlichen Daten wiedererlangen, indem sie auf ihre Daten frei
zugreifen und diese nach eigenem Ermessen weiterverwenden dürfen. 15

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK

Mit der Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes über den Datenschutz und der
Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz beantragte der Bundesrat die
Abschreibung eines Postulats Béglé (mitte, VD). Béglé hatte gefordert, in der Revision
des DSG Wege für eine geschützte, transparente und zielgerichtete Datenerhebung,
insbesondere bei medizinischen Daten, aufzuzeigen. In der Botschaft zur Revision des
DSG verwies der Bundesrat darauf, dass im revidierten DSG neue Pflichten für
Verantwortliche und Auftragsbearbeitende vorgesehen seien, welche den Forderungen
des Postulats entsprächen. Weiter würden die Kompetenzen der Beauftragten gestärkt,
die strafrechtlichen Sanktionen verschärft und Verhaltenskodizes erarbeitet, die den
Datenschutz auch für medizinische Daten verbesserten. Somit sei das Anliegen des
Postulats erfüllt. Der Nationalrat kam dem Antrag des Bundesrats in der Sommersession
2018 stillschweigend nach und schrieb das Postulat ab. 16

POSTULAT
DATUM: 12.06.2018
LENA BALTISSER
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Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2018 ein Postulat seiner
Rechtskommission für ein Sicherheitskonzept für Personenidentifikatoren. Der
Bundesrat muss nun aufzeigen, wie den Risiken bei der Verwendung der AHV-Nummer
als Personenidentifikationsnummer begegnet und wie der Datenschutz bei der
Verwendung von Personenidentifikationsnummern allgemein verbessert werden kann.
Die Regierung hatte das Postulat zur Annahme beantragt, da sie sich der Problematik
bei der Verwendung der AHV-Nummer und der starken Ausweitung dieser Praxis
bewusst sei. Er habe beim EDI bereits im Februar 2017 einen Vorentwurf zur Regelung
der systematischen Verwendung der AHV-Nummer im Behördenverkehr in Auftrag
gegeben, so der Bundesrat in seiner Stellungnahme. 17

POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
KARIN FRICK

Mit dem Internet verbundene Produkte – etwa «smarte» Haushaltsgeräte, Spielzeuge
oder Fahrzeuge und digitale Heimassistenten wie «Siri» oder «Alexa» – erfassen und
übermitteln individuelle Daten über ihre Nutzerinnen und Nutzer. Diese Daten seien oft
schlecht gesichert und leichte Beute für eine zweckentfremdete Nutzung, stellte
Nationalrat Mathias Reynard (sp, VS) fest. Sein Postulat mit dem Auftrag, zu prüfen, wie
der Datenschutz in diesem Bereich verbessert werden könnte, überwies die grosse
Kammer in der Sommersession 2019 stillschweigend. Der Bundesrat hatte die Annahme
des Postulats beantragt, weil er den Auftrag zusammen mit einem bereits 2017
überwiesenen Postulat Glättli (gp, ZH; Po. 17.4295) erfüllen könne. 18

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
KARIN FRICK

Grundrechte

Aufgrund eines Postulats Bäumlin (sp, BE) legte der Bundesrat einen Bericht über die
Menschenrechtspolitik der Schweiz vor. Dieser setzt sich insbesondere auch mit der
Frage der Kohärenz dieser Politik mit den übrigen aussen-, wirtschafts- und
entwicklungspolitischen Aktivitäten der Schweiz auseinander. Das Parlament nahm
diesen Bericht nach eingehender Diskussion zur Kenntnis und der Nationalrat überwies
ein Postulat, das für die Zukunft eine regelmässige Berichterstattung fordert. 19

POSTULAT
DATUM: 04.10.2000
HANS HIRTER

Der Nationalrat überwies in der Wintersession ein Postulat Naef (sp, ZH), welches den
Bundesrat beauftragt, die Potenziale des geltenden Bundesrechtes zum Schutz vor
Diskriminierung aufzuzeigen. 20

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN

Auch der Nationalrat setzte sich für die Bekämpfung des Menschenhandels ein und
überwies ein Postulat Streiff-Feller (evp, BE) diskussionslos. Der 2012 eingereichte
Vorstoss forderte zwar vom Bundesrat vorerst nur einen Bericht zur Bekämpfung des
Menschenhandels zum Zwecke der sexuellen Ausbeutung. Hinter dem Postulat versteckt
sich jedoch das Anliegen Streiff-Fellers, auch in der Schweiz ein Prostitutionsverbot
einzuführen. Das bislang kaum beachtete Postulat erhielt durch den
Rotlichtmilieuskandal in der Zürcher Stadtpolizei politische Brisanz und entfachte eine
lebhafte Diskussion über das Verbot des käuflichen Sex. 21

POSTULAT
DATUM: 22.03.2013
NADJA ACKERMANN

Einen anderen Weg wollte ein Postulat Caroni (fdp, AR) vorbereiten. Der Vorstoss
verlangte vom Bundesrat einen Bericht über die Verbesserungsmöglichkeiten der
rechtlichen Stellung von Sexarbeitenden. Da repressive Massnahmen wie das
Prostitutionsverbot die Sexarbeitenden in die Illegalität drängten und dadurch ihre
Gefährdung erhöhten, müssten andere Mittel gefunden werden. Ein wirksameres
Instrument zur Bekämpfung des Menschenhandels wurde in der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit und dem daraus resultierenden Anspruch auf den vereinbarten
Freierlohn sowie dem Recht auf einen Arbeitsvertrag gesehen. Der Nationalrat überwies
das Postulat ohne Diskussion an den Bundesrat. 22

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN
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In der Frühjahrssession 2014 nahm der Nationalrat ein Postulat Fehr (sp, ZH)
diskussionslos an und beauftragte damit den Bundesrat, eine Länderstudie zu
Prostitution und Sexarbeit zu erstellen. Die Studie soll einerseits darlegen, wie die
untersuchten Länder, darunter Schweden, Ausbeutung und Menschenhandel in der
Prostitution und Sexarbeit bekämpfen und andererseits konkrete Massnahmen für die
Schweiz vorschlagen. Der Bundesrat will das Postulat Fehr in einem Bericht zusammen
mit den thematisch ähnlichen Postulaten Streiff-Feller (evp, BE; Po. 12.4162) und Caroni
(fdp, AR; Po. 13.3332) erfüllen. 23

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat wird eine exakte Bilanz über die Umsetzung des in Artikel 12 der UNO-
Kinderrechtskonvention festgelegten Anhörungsrechts für Kinder vorlegen. Die 1997
von der Schweiz unterzeichnete Konvention räumt den Kindern Rechtssubjektcharakter
ein. Es wurde befürchtet, dass das Gesetz nicht zufriedenstellend umgesetzt würde.
Der Nationalrat überwies in der Herbstsession diskussionslos ein entsprechendes
Postulat seiner Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur. 24

POSTULAT
DATUM: 08.09.2014
NADJA ACKERMANN

Zum besseren Schutz der Privatsphäre soll der Bundesrat die digitale Identität der
Bürgerinnen und Bürger definieren und diese in die bestehende Rechtspersönlichkeit
integrieren. Dies forderte ein vom Nationalrat an die Regierung überwiesenes Postulat
Derder (fdp, VD). 25

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

In seiner Antwort auf ein im März 2014 überwiesenes Postulat Stöckli (sp, BE) (Po.
13.4187) verabschiedete der Bundesrat im November 2014 einen Bericht über die
Erfahrungen und Perspektiven nach einer 40-jährigen EMRK-Mitgliedschaft der
Schweiz. Darin wies der Bundesrat unter anderem darauf hin, dass die Rechtsprechung
in Strassburg jene des Bundesgerichts zu den Grundrechten mitgeprägt und den
Schweizer Grundrechtskatalog beeinflusst habe. Trotz der Kritik an gewissen Urteilen
des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte stehe eine Kündigung der EMRK
nicht zur Diskussion. Vielmehr solle ein gelassenerer Umgang mit Strassburg gepflegt
werden. Anlässlich des 40. Jubiläums des Schweizer Beitritts fanden am 28. November
2014 öffentliche Veranstaltungen im Beisein von Bundesrätin Simonetta Sommaruga
statt. Die Justizministerin ging in ihrer Rede an der Universität Zürich zwar auf die
kritischen Stimmen ein, wies sie jedoch mehrheitlich zurück. Im Vorfeld der
Feierlichkeiten war eine Debatte über die Verbindlichkeit der Rechtsprechung des
Strassburger Gerichtshofes geführt worden. Während die SVP in der Bundesverfassung
einen klaren Vorrang des Landesrechts vor dem Völkerrecht festschreiben wollte,
sammelten sich verschiedene Organisationen aus dem Menschenrechtsbereich zur
Arbeitsgruppe „Dialog EMRK“. Eine von Walter Kälin verfasste Studie hob zudem hervor,
dass eine Nichtbeachtung der Urteile des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte unvermeidlich den Austritt aus dem Europarat zur Folge hätte. „Die
Schweiz und die EMRK – das ist eine Verbindung ohne Verfallsdatum“, betonte auch
Sommaruga. 26

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
NADJA ACKERMANN

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Streiff-Feller (evp, BE) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 27

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Im Sommer 2016 schrieb der Nationalrat das Postulat Caroni (fdp, AR) ab, da der
Bundesrat das Anliegen des Vorstosses mit der Veröffentlichung seines Berichts zu
Prostitution und Menschenhandel im Juni 2015 erfüllt hatte. 28

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
ELIA HEER

Das Postulat Fehr (sp, ZH) für eine Länderstudie zum Thema Prostitution und Sexarbeit
wurde im Sommer 2016 durch den Nationalrat abgeschrieben. Der Bundesrat hatte das
Anliegen des Postulats mit dem Bericht «Prostitution und Menschenhandel zum Zweck
der sexuellen Ausbeutung» bereits im Sommer 2015 erfüllt. 29

POSTULAT
DATUM: 07.06.2016
CATALINA SCHMID
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Der Bundesrat soll in einem Bericht bestehende multilaterale Initiativen zur
Bekämpfung von Menschenschmuggel durch kriminelle Schlepper in ihren politischen,
rechtlichen und operationellen Gesichtspunkten vorstellen und beurteilen sowie die
Vor- und Nachteile einer verstärkten Beteiligung an diesen Aktivitäten seitens der
Schweiz darlegen. Ein entsprechendes Postulat Béglé (cvp, VD) wurde vom Nationalrat
im Herbst 2016 stillschweigend angenommen. 30

POSTULAT
DATUM: 30.09.2016
KARIN FRICK

Mit der Annahme eines Postulates Reynard (sp, VS) beauftragte der Nationalrat den
Bundesrat, Möglichkeiten zu prüfen, wie Daten zu Diskriminierungen aufgrund
sexueller Orientierung oder Geschlechtsidentität erhoben werden könnten. Ein
spezielles Augenmerk soll auch auf Mehrfachdiskriminierungen geworfen werden. Da
Yves Nidegger (svp, GE) den Vorstoss bekämpfte, stellte sich die geschlossene SVP-
Fraktion gegen das Anliegen und Roland Rino Büchel (svp, SG) brachte in der Diskussion
ein Beispiel aus Schottland ein, das ihm Angst mache: In einer Primarschule gebe es nur
noch eine Art Toiletten, weil die Kinder sich sonst entscheiden müssten, wohin sie
gehen sollen. Daran anknüpfend richtete er die Frage an Bundesrätin Sommaruga,
welche das Anliegen im Namen des Gesamtbundesrates unterstützte: „Können Sie
bestätigen, dass wir uns nicht so wahnsinnig verhalten wie die Schotten?“ Es gehe ja nur
darum, sich die Frage der Diskriminierung überhaupt einmal anzuschauen, und
Hinschauen, das sei die Aufgabe des Bundesrates, führte Sommaruga aus. Mit 116 zu 73
Stimmen wurde das Postulat in der Sommersession 2017 überwiesen. 31

POSTULAT
DATUM: 01.06.2017
KARIN FRICK

Stillschweigend überwies der Ständerat in der Herbstsession 2019 ein Postulat
Rechsteiner (sp, ZH), das vom Bundesrat verlangte, die Verwendung der
Antisemitismus-Definition der International Holocaust Remembrance Alliance in der
Innen- und Aussenpolitik des Bundes darzulegen. Der geforderte Bericht muss gemäss
Postulatstext aufzeigen, welche rechtlichen Implikationen die Definition hat, wie sie der
Sensibilisierungs-, Präventions-, Beratungs- und Interventionsarbeit auf allen
Staatsebenen dient und inwiefern sie für die gezielte Erhebung von Fallzahlen, für die
Forschungsarbeit und von den Gerichten genutzt wird oder werden kann. 32

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Anlässlich der Behandlung einer Klage gegen die Schweiz fällte der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte in Strassburg einen Grundsatzentscheid zum Einsatz
von verdeckt arbeitenden Fahndern (sogenannte V-Männer). Er hielt dabei fest, dass
deren Einsatz zulässig ist und keiner besonderen gesetzlichen Grundlagen bedarf.
Wenn ihre Aussagen in Prozessen als Beweismittel verwendet werden, muss der
Verteidigung jedoch das Recht auf persönliche Befragung eingeräumt werden, wobei es
freilich zulässig ist, den V-Mann durch technische Massnahmen vor Identifizierung zu
schützen. Unmittelbar nach diesem Urteil forderte Ständerat Danioth (cvp, UR) mit
einer Motion, diesen zulässigen V-Männer-Einsatz in einem Gesetz zu regeln. Bundesrat
Koller war mit dem Anliegen grundsätzlich einverstanden, beantragte aber die
Umwandlung in ein Postulat, weil ihm die in der Motion enthaltene Beschränkung auf
die Drogenkriminalität zu eng erschien und der Vorstoss zudem staatsrechtlich nicht
zulässige Eingriffe in die kantonalen Kompetenzen bezüglich Strafprozessverfahren
verlangte. Der Ständerat folgte dieser Argumentation. 33

POSTULAT
DATUM: 10.12.1992
HANS HIRTER

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Grendelmeier (ldu, ZH) zu, welches den
Bundesrat auffordert, periodisch einen Bericht über die Entwicklung auf dem Gebiet
des gewalttätigen politischen Extremismus vorzulegen.
(Vgl. letzter Extremismusbericht 1992.) 34

POSTULAT
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER

Mehrfach unter Beschuss geriet Bundesanwältin Carla Del Ponte. So löste eine
Telefonüberwachungsaktion gegen verschiedene Journalisten, welche sie veranlasst
hatte, um Urhebern von Amtsgeheimnisverletzungen auf die Spur zu kommen, heftige
Proteste der Medien aus. Bundesrat Koller verzichtete – mit dem Argument der
Gewaltentrennung – zwar auf Massnahmen gegen die eifrige Beamtin, äusserte aber die
Meinung, dass er solche Aktionen für unverhältnismässig erachte. Umstritten war auch
die Informationspraxis der Bundesanwaltschaft. Der Nationalrat überwies ein Postulat

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
HANS HIRTER
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seiner GPK, welches eine klare Koordination und Abgrenzung zwischen der
Informationstätigkeit der Verwaltung einerseits und der Strafverfolgungsbehörden
andererseits verlangt. 35

Der Ständerat überwies im Einverständnis mit dem Bundesrat ein Postulat seiner
sicherheitspolitischen Kommission, welches anregt, die Gesetzgebung in verschiedenen
Bereichen an die Anforderungen der grösser gewordenen Gefährdung durch
Terrorismus und organisiertes Verbrechen anzupassen. Konkret erwähnt wurde dabei
etwa der Ausbau der Präventivüberwachung oder eine Verlängerung der
Aufbewahrungsdauer von Telefongesprächsdaten. Der Bundesrat selbst hatte von einer
Arbeitsgruppe unter Federführung des Dienstes für Analyse und Prävention (d.h. des
Nachrichtendienstes des EJPD) einen Vorentwurf für ein Bundesgesetz zur Stärkung der
inneren Sicherheit ausarbeiten lassen. Dieser sah nicht nur einen umfangreichen
Ausbau des präventiven Instrumentariums der Polizei, sondern auch eine Ausweitung
des Tätigkeitsfelds der Staatsschützer auf den Bereich der organisierten Kriminalität
vor. Sowohl der eidgenössische Datenschutzbeauftragte als auch die politische Linke
protestierten gegen den Entwurf; einige bürgerliche Politiker zeigten sich ebenfalls
skeptisch. Auch für den Chef des EJPD, Christoph Blocher, gingen die von der
Arbeitsgruppe vorgeschlagenen Ausbaupläne zu weit: Er wies sie zur Überarbeitung
zurück. 36

POSTULAT
DATUM: 15.06.2005
HANS HIRTER

In Ausführung eines Postulats der sicherheitspolitischen Kommission des Ständerats
aus dem Vorjahr legte der Bundesrat einen Bericht über die „effizientere Bekämpfung
von Terrorismus und organisiertem Verbrechen“ vor. 37

POSTULAT
DATUM: 09.06.2006
HANS HIRTER

Die Ablehnung der Waffen-Initiative hatte zahlreiche parlamentarische Vorstösse zum
Thema Waffenmissbrauch und Überlassen der Armeewaffe zur Folge. Diese Vorstösse
sind aber noch nicht im Plenum behandelt worden.

POSTULAT
DATUM: 14.02.2011
NADJA ACKERMANN

Für die Eindämmung der Gefahren, die vom Internet ausgehen, sprach sich auch der
Nationalrat aus. So hiess er ein Postulat Darbellay (cvp, VS) gut, welches den Bundesrat
beauftragt, ein Konzept zum Schutz der digitalen Infrastruktur der Schweiz vorzulegen.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass er sich der Bedeutung von Cyber-
Bedrohungen bewusst sei und er deshalb beschlossen habe, die Federführung für das
Thema Cyber Defense auf Stufe Bund dem VBS zu übertragen. Am 10. Dezember 2010
war für eine befristete Zeit ein Projektleiter in der Person von Divisionär Kurt Nydegger
gewählt worden. Ein Strategiepapier zur Cyber Defense soll im Frühling 2012 vorliegen.
Im Verlaufe des Jahres zeigte sich, dass Ueli Maurer und seine Spezialisten eine
Kooperation mit dem Nato Cooperative Cyber Defence Centre in der estnischen
Hauptstadt Tallinn anstreben. 38

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Konkreter war ein Postulat der FDP-Liberale-Fraktion, welches die Schaffung einer
Leit- und Koordinationsstelle für die präventive Gefahrenabwehr im Bereich Cyber-
Bedrohung vorsieht und vom Nationalrat überwiesen wurde. 39

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
NADJA ACKERMANN

Da der Armeebericht des VBS die Sicherheitskommission des Ständerates unbefriedigt
liess, forderte dieselbe mittels Postulat vom Bundesrat einen Bericht über die
Möglichkeiten und Strategien der künftigen Mitwirkung der Schweiz an der
europäischen Sicherheitsarchitektur. Da die Schweiz den militärischen Schutz nicht
mehr autonom gewährleisten könne, sei es nötig, die Entwicklung der Neutralitätspolitik
und Beteiligung an der europäischen Sicherheitsproduktion ausserhalb eines NATO-
und EU-Beitritts zu klären. 40

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
NADJA ACKERMANN
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Der Nationalrat überwies ein Postulat Schmid-Federer (cvp, ZH), welches den Bundesrat
beauftragt, zu überprüfen, inwiefern dem Parlament ein Informations- und
Kommunikations-Grundlagengesetz unterbreitet werden könne. 41

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Nationalrat überwies zudem ein Postulat seiner sicherheitspolitischen Kommission,
welches den Bundesrat mit der Ausarbeitung eines Berichtes über die Bekämpfung des
Waffenmissbrauches beauftragt. 42

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Im Anschluss an Medienberichte, welche die Anwendung von Trojanern in Deutschland
aufdeckten, hatte die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrates 2011 zwei
Postulate eingereicht, welche die Regierung mit der Ausarbeitung eines Berichtes über
den Einsatz von elektronischen Überwachungsinstrumenten beauftragten. Seit dem
Inkrafttreten der neuen Strafprozessordnung ist unklar, ob für den Einsatz solcher
Trojaner weiterhin eine genügende Gesetzesgrundlage besteht, wie sie Art. 66 der alten
Strafprozessordnung darstellte. Der Bundesrat erklärte, dass er die Frage betreffend
des Einsatzes von sogenannter Government Software in seiner Botschaft zur Revision
des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs
(BÜPF) thematisieren würde. Er beantragte aber dennoch die Annahme der Postulate.
Die grosse Kammer überwies beide in der Frühjahrssession 2012. 43

POSTULAT
DATUM: 28.02.2012
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat sollte mit Blick auf die bevorstehende Weltausstellung Expo 2015 in
Mailand ein Sicherheitskonzept entwerfen, das eine effiziente Koordination zwischen
den Bundesbehörden, den kantonalen Sicherheitsorganen und den italienischen
Polizeiorganen sicherstellt. Das Postulat Romano (cvp, TI) sah im Konzept zugleich einen
Nutzen über die Expo hinaus, da aktuell ein Anstieg der grenzüberschreitenden
Kriminalität verzeichnet werde. Der Nationalrat teilte diese Ansicht und überwies den
Vorstoss diskussionslos an den Bundesrat. 44

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NADJA ACKERMANN

In einem Bericht soll der Bundesrat mögliche Verbesserungen der
Ausschaffungsprozesse und beim Schutz vor Gefährdern, die nicht ausgeschafft
werden können, aufzeigen. Stillschweigend überwies der Ständerat in der
Sommersession 2017 ein entsprechendes Postulat Müller (fdp, LU). Der Bundesrat hatte
die Annahme des Postulats beantragt, da er sich mit den aufgeworfenen Fragen im
Gesetzgebungsprojekt zu den präventiv-polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekämpfung befasse. 45

POSTULAT
DATUM: 08.06.2017
KARIN FRICK

Mit der Annahme des Postulates seiner SPK im Sommer 2017 beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zu prüfen, ob die Forderung der Tessiner Standesinitiativen nach
systematischer Einholung von Strafregisterauszügen, wenn EU-Bürgerinnen und -Bürger
eine Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, durch einen Beitritt zum
europäischen Strafregisterinformationssystem ECRIS mindestens teilweise erfüllt
werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereit erklärt, das Postulat entgegenzunehmen.
Darüber hinaus wolle er eine umfassende Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Schweizer ECRIS-Beteiligung im Allgemeinen vornehmen und dabei sowohl die Kosten
als auch den Nutzen für die Straf- und Verwaltungsbehörden berücksichtigen. 46

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK

Entsprechend dem Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat in der
Wintersession 2017 ein Postulat seiner Finanzkommission mit dem Auftrag an den
Bundesrat, in einem Bericht den Vollzug der nichtzollrechtlichen Erlasse (NZE) durch
die EZV zu analysieren. Konkret wurden Antworten auf die Fragen gefordert, welche
Auswirkungen das Programm «DaziT» auf die NZE haben werde, welche NZE die EZV
vollziehe und mit welchen anderen Stellen sie dafür zusammenarbeite, wie die
Kompetenzen der Vollzugsorgane geregelt seien, wie die Kontrolltätigkeit der EZV
gesteuert und deren Prioritäten gesetzt würden, ob die Erforderlich- und Wirksamkeit
der NZE regelmässig überprüft würden, wie die Leistungserbringung der EZV gegen
Gebühr sichergestellt werde und welchen personellen Aufwand der Vollzug der NZE
verursache. 47

POSTULAT
DATUM: 07.12.2017
KARIN FRICK
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Der Nationalrat überwies in der Wintersession 2017 stillschweigend ein Postulat
Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) für griffige Instrumentarien gegen Gewaltextremisten.
Der Bundesrat soll in einem Bericht aufzeigen, was für Instrumentarien insbesondere
im Strafrecht nötig wären, um besser gegen gewalttätigen Extremismus vorgehen zu
können. 48

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
KARIN FRICK

«Haben wir die Hard- und Softwarekomponenten bei unseren kritischen
Infrastrukturen im Griff?», fragte Marcel Dobler (fdp, SG) mit einem im Frühjahr 2019
eingereichten Postulat. Damit griff Dobler Sorgen auf, die bei grösseren IT-
Beschaffungen immer wieder geäussert werden. Unter anderem geht es dabei
namentlich um ICT-Systeme, die in diversen sensiblen Bereichen eingesetzt werden
und die von ausländischen Herstellern produziert und bereitgestellt werden. Solche
«digitale[n] Lieferobjekte», die in ihrer Komplexität zu Cyberrisiken führen können,
stehen im Fokus seines Vorstosses. Der Bundesrat sollte folglich beauftragt werden, zu
prüfen, ob und wie nationale und internationale Standards angewendet werden können,
um die Risiken zu vermindern. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung des Postulats einverstanden und
beantragte dessen Annahme, jedoch seien die Forderungen in einen Bericht
aufzunehmen, der bereits mit der Annahme zweier anderer Postulate (Po. 18.3376 und
Po. 18.3233) in Auftrag gegeben worden war, erklärte er.
Der Nationalrat sollte sich in der Sommersession 2019 damit befassen, da jedoch auf
jegliche Wortmeldungen verzichtet wurde, überwies der Rat das Postulat
stillschweigend. 49

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Kriminalität

In der Wintersession überwies der Nationalrat ein Postulat Segmüller (cvp, LU), das den
Bundesrat auffordert, einen Bericht zur öffentlichen Sicherheit zu verfassen. Neben
der Erfassung der Gewalt in der Schweiz soll der Bericht auch Strategien für die
Prävention und Bekämpfung von Kriminalität in Form eines Massnahmenkatalogs
enthalten. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Vorstosses. 50

POSTULAT
DATUM: 17.12.2010
MARC BÜHLMANN

Polizei

Da der Beitritt zu Schengen und Dublin mit einer erhöhten Komplexität der Grenzarbeit
einherging, begrüsste der Bundesrat das Anliegen des überwiesenen Postulats der
Sicherheitspolitischen Kommission des Ständerates, welches im Rahmen des
Geschäftsberichts 2013 Auskunft über Auftragserfüllung und Personalbedarf des
Grenzwachtkorps wünschte. 51

POSTULAT
DATUM: 10.12.2013
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Der Nationalrat überwies ein auch vom Bundesrat nicht bekämpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) für die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehörden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines „Sicherheitsdepartementes“ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. 52

POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER
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Volksrechte

Das Postulat der FDP, mit dem Grundlagen für ein klareres Verhältnis zwischen
Völkerrecht und Landesrecht geschaffen werden sollen, wurde im Nationalrat in der
Frühjahrssession stillschweigend angenommen. Es verlangt eine Prüfung der Idee eines
obligatorischen Referendums für völkerrechtliche Verträge mit verfassungsmässigem
Charakter und der Idee einer Hierarchie völkerrechtlicher Normen nach
demokratischer Legitimation: Verträge (und Verfassungsartikel) mit obligatorischem
Referendum würden gegenüber Verträgen (bzw. Gesetzen) mit fakultativen bzw. keinem
Referendum höher gewichtet. Mit dem obligatorischen Referendum würde also ein
Parallelismus geschaffen und Konfliktfälle zwischen Normen des Landesrechts und des
Völkerrechts könnten entsprechend der Normstufe besser gelöst werden. Der
Bundesrat war bereit, den Auftrag anzunehmen, und verwies in seiner Antwort auf seine
Botschaft zur Volksinitiative „Staatsverträge vors Volk“, wo er einen vom Parlament
allerdings abgelehnten Gegenvorschlag unterbreitet hatte, der das obligatorische
Referendum für verfassungsändernde völkerrechtliche Verträge vorgesehen hätte. 53

POSTULAT
DATUM: 21.03.2014
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Le Conseil national a adopté un postulat de sa commission des affaires étrangères qui
demande au Conseil fédéral d'établir un rapport exhaustif sur la guerre du Golfe et ses
implications pour la politique de sécurité de la Suisse. 54

POSTULAT
DATUM: 15.06.1991
ANDRÉ MACH

Au parlement, le Conseil des Etats a transmis en début d’année un postulat de sa
Commission des institutions politiques (CIP-CE) appelant le Conseil fédéral à rédiger un
rapport sur la situation des interdictions d’entrées sur le territoire suisse, plus
particulièrement quant au nombre, aux motifs, aux conséquences et aux éventuels abus
en la matière. 55

POSTULAT
DATUM: 05.03.2012
EMILIA PASQUIER

Landesverteidigung

Militärorganisation

Le Conseil national a rejeté un postulat Alder (ps, SG) invitant le gouvernement à
présenter un rapport sur les moyens de contrôle de l'armée en vigueur dans les pays
européens ainsi que sur les éventuelles mesures à prendre en vue d'améliorer la
surveillance des forces militaires par les autorités civiles. La majorité de la grande
chambre a en effet estimé qu'un tel rapport était inutile et dépassé alors que de
nouvelles structures étaient sur le point d'être mises en place. 56

POSTULAT
DATUM: 19.09.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Die geplanten Teilrevisionen der Kernenergieverordnung, der UVEK-
Ausserbetriebnahmeverordnung und der UVEK-Gefährdungsannahmeverordnung
sorgten in der Vernehmlassung für ausserordentlich viel Aufruhr und Kritik. Ständerat
Damian Müller (fdp, LU) forderte deshalb mittels eines Postulats vom Bundesrat die
Ausarbeitung eines Berichts durch unabhängige Fachexperten im Bereich
Strahlenschutz. Dieser Bericht soll die Konsequenzen der geplanten Teilrevisionen für
die Bevölkerung aufzeigen und die neuen Grenzwerte beurteilen.
Aufmerksam wurde der sich selbst als Atomkraftbefürworter bezeichnende Müller auf
die Problematik, da rund 16 Kantone, darunter auch sein Stand Luzern, in der
Vernehmlassung ihre Bedenken an der Revision geäussert hatten und darin eine
Verminderung des Strahlenschutzes sahen. Zudem erkannte er in der ganzen Revision
ein rechtsstaatliches Problem, weil beim Bundesverwaltungsgericht ein
Gerichtsverfahren gegen das ENSI im Bereich Strahlenschutz hängig war und das ENSI
dem für die Teilrevisionen zuständigen UVEK angehörig ist. Gemäss einer Stellungnahme

POSTULAT
DATUM: 14.06.2018
MARCO ACKERMANN

01.01.90 - 01.01.20 10ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



des Zürcher Anwaltsverbandes, auf die sich Müller in der Ständeratsdebatte stützte, ist
die Änderung der rechtlichen Grundlagen mit dem Zweck, den Verfahrensausgang zu
beeinflussen, während eines Gerichtsverfahrens rechtsstaatlich problematisch. 
Der zur Ablehnung ratende Bundesrat betonte die Unabhängigkeit des ENSI. Die
Anpassungen würden den Wortlaut der bisherigen Bestimmungen präzisieren, seien
verhältnismässig, nachvollziehbar sowie auch praxisnah. Zudem habe die KNS den
Bundesrat in dieser Sache beraten und diese Änderungen als sachgerecht eingestuft.
Bundesrätin Doris Leuthard beteuerte im Rahmen der Ständeratsdebatte in der
Sommersession 2018 des Weiteren, dass diese Änderungen nichts mit dem Gerichtsfall
zu tun haben und das UVEK schon seit 2012 an dieser Anpassung arbeite. Weiter
betonte sie, dass es hier nicht um Dosisgrenzwerte bei technischen Störfällen gehe,
diese würden so bestehen bleiben wie bis anhin, sondern um Dosisgrenzen bei
Naturereignissen. Dies sei in der Diskussion fälschlicherweise vermischt worden. Strittig
seien folglich einzig die Dosisgrenzwerte bei Naturereignissen. Leuthard schlug deshalb
vor, dieses Postulat in der zuständigen Kommission zu beraten. Ivo Bischofberger (cvp,
AI) stellte daraufhin den Ordnungsantrag, das Postulat an die zuständige Kommission zu
überweisen, womit sich Müller einverstanden erklärte. 57

Nachdem das Postulat Müller (fdp, LU) an die zuständige UREK-SR überwiesen worden
war, beschloss diese einstimmig, ihrerseits ein Kommissionspostulat einzureichen, das
vom Bundesrat einen im Vergleich zum Postulat Müller umfassenderen Bericht verlangt.
Darin sollen die Auswirkungen der Teilrevision der Kernenergieverordnung auf die
Bevölkerung aufzeigt, die Verhältnismässigkeit zwischen dem Schutz der Bevölkerung
und dem gesellschaftlichen Nutzen von Technologien beachtet und gleichzeitig die
Vorschriften und Strahlenschutzkonzepte der Schweiz mit internationalen Standards
verglichen werden. Das Kommissionspostulat (Po. 18.4107) soll somit das Postulat Müller
erweitern und ersetzen, weshalb die Kommissionsmehrheit mit 8 zu 3 Stimmen bei 2
Enthaltungen das Postulat Müller «Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zur
Ablehnung empfahl. 58

POSTULAT
DATUM: 14.11.2018
MARCO ACKERMANN

In der Frühjahrssession 2019 zog Ständerat Damian Müller (fdp, LU) sein Postulat
«Dosisgrenzwerte bei Kernkraftwerken» zugunsten des Kommissionspostulats (Po.
18.4107) zurück, welches seine Anliegen in einem grösseren Kontext behandeln soll.
Über die beiden Postulate wurde in der kleinen Kammer zusammen debattiert. 59

POSTULAT
DATUM: 18.03.2019
MARCO ACKERMANN

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Mit einem Postulat bat Nationalrat Guhl (bdp, AG) im März 2018 den Bundesrat, zu
prüfen, wie die Identifikation von Drohnen und ähnlichen Flugkörpern aus der Distanz
erfolgen könnte. Da Drohnen erst ab einem Gewicht von 30 kg eine Bewilligung
benötigten, sei eine Mehrzahl der Drohnen nicht registriert. Gefährde eine Drohne den
Flugverkehr oder die Sicherheit von Menschen, so sei der Mensch, der die Drohne aus
der Ferne steuere, kaum zu eruieren. Drohnen müssten deshalb aus der Distanz
identifiziert werden können, um fehlbare Drohnenpiloten zur Rechenschaft ziehen zu
können. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats und verwies auf laufende
Bemühungen und Projekte des BAZL und der Schweizer Flugsicherung Skyguide. Der
Nationalrat nahm das Postulat im Juni 2018 ohne Widerstand an. 60

POSTULAT
DATUM: 15.06.2018
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit einem Postulat wollte der Waadtländer Arzt und FDP-Nationalrat Guisan den
Bundesrat bitten, die Einführung eines Gesundheitspasses für jedermann zu prüfen.
Ein solches Dokument sollte nach Ansicht des Postulanten Gesundheitsinformationen
speichern, zur Qualitätssicherung beitragen und der Wirtschaftlichkeit der
medizinischen Behandlung dienen. Erfasst würden Daten zur Diagnostik, zu den
Untersuchungen sowie den laufenden und den abgeschlossenen Behandlungen. Von
besonderer Bedeutung wäre dieser Pass für Patienten, die von mehreren Ärzten oder
Institutionen behandelt werden. Es liesse sich damit besser vermeiden, dass
medizinische Untersuchungen unnötigerweise wiederholt werden. Das Postulat wurde
von 66 Mitunterzeichnern aus allen politischen Lagern unterstützt, von der Basler SP-
Nationalrätin von Felten jedoch aus datenschützerischen Gründen bekämpft, weshalb
der Entscheid verschoben wurde. 61

POSTULAT
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

1989 hatte der Bundesrat mit Erfolg die Abschwächung einer Motion Gadient (svp, GR)
(Mo. 89.606), welche eine automatische Ausrichtung der EL an die
Anspruchsberechtigten verlangt hatte, in ein Postulat beantragt. Sein Haupteinwand
war damals, dies würde zu einer unverhältnismässigen Belastung der Verwaltung führen.
Dieses Argument fällt nach Meinung des Nationalrates mit der Steuerharmonisierung
weg, weshalb er ein Postulat Zölch (svp, BE) überwies, welches die Regierung
auffordert, die Möglichkeiten zu untersuchen, die es erlauben würden, die
Berechtigung zum Bezug von EL anhand der Steuererklärung durch die
Steuerbeamten zu prüfen. 62

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Asylpolitik

"Les prescriptions de la Convention sont le reflet d'un monde révolu", selon Damian
Müller, qui vise avec son postulat une adaptation de la Convention de 1951 relative au
statut des réfugiés. En effet, selon le sénateur, les modifications suivantes sont
nécessaires: il faut supprimer de la liste des motifs de fuite les motifs économiques,
l'objection de conscience et les motifs postérieurs à la fuite. De plus, il est important
pour le PLR que les personnes en exil ne puissent choisir librement leur État d'accueil
et il est aussi nécessaire que des moyens existent pour priver de leur statut de
réfugiées les personnes qui commettent des crimes ou ne font pas preuve d'une
intégration suffisante. 
Le Conseil fédéral, tout en précisant que la convention actuelle exclut d'ores et déjà les
raisons économiques et l'objection de conscience seule des motifs d'asile, s'annonce
favorable au postulat. Si le texte reste au yeux de l'exécutif nécessaire car il fixe un
cadre juridique sur le plan international, les questions du sénateur Müller méritent
d'être soulevées, notamment parce que tous les États n'ont pas signé la Convention de
1951. La chambre haute a adopté le postulat sans débat. 63

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
SOPHIE GUIGNARD
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Ein Postulat Quadranti (bdp, ZH) wollte den Bundesrat mit der Prüfung von einerseits
geeigneten Massnahmen zur Verhinderung von Radikalisierungstendenzen in
muslimischen Vereinen und andererseits der Förderung einer effektiven
Selbstregulierung derer beauftragen. Das Postulat war bereits im Herbst 2016 ein erstes
Mal zur Beratung eingereicht, damals aber von Christian Imark (svp, SO) und der SVP-
Fraktion bekämpft worden, weshalb die Diskussion verschoben worden war.
Auch wenn sich bei der grossen Mehrheit der muslimischen Bevölkerung keine
Probleme zeigen würden, liessen sich besonders in jüngerer Zeit problematische
Entwicklungen in einigen muslimischen Vereinen beobachten, welche auf klare
Tendenzen zur Radikalisierung einzelner Personen hinwiesen. Der Bundesrat solle
daher in Zusammenarbeit mit den Kantonen geeignete Massnahmen erarbeiten, um
dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Eine mögliche Massnahme sieht Quadranti in der
Gewährung finanzieller Mittel, welche bei der Erfüllung klar definierter Anforderungen –
bei regelmässiger Kontrolle – zugesprochen werden könnten. Mithilfe dieser
zusätzlichen finanziellen Mittel könnten die Vereine bspw. eine Stelle für einen
„Sektenbeauftragten“ schaffen, um so bereits präventiv eingreifen zu können. Des
Weiteren wären die Vereine nicht mehr von ausländischen Geldgebern abhängig, was
besonders bei der Personalbeschaffung – Stichwort ausländische Imame – eine bessere
Transparenz gewährleisten würde.
Imarks Vorwurf an Quadranti zielte auf ebendiesen finanziellen Zuschuss. Er sehe das
Fernziel dieses Vorstosses offenbar darin, dazu beizusteuern, dass der Islam in der
Schweiz als Landeskirche anerkannt werden solle – diese Stossrichtung würde aber von
ihm und seiner Fraktion deutlich abgelehnt. Er könne nicht einsehen, weshalb er, der ja
als Katholik bereits seine Kirchensteuer entrichte, nun auch noch die Steuer anderer
religiöser Gemeinschaften in der Schweiz übernehmen solle. Hier müsse man sich auf
das Prinzip der Eigenverantwortung rückbesinnen und Forderungen stellen und nicht,
wie verlangt, den Vereinen das Geld hinterherwerfen.
Der Bundesrat hatte dem Nationalrat das Postulat zur Annahme beantragt. Dieser kam
dem Antrag aber nicht nach und lehnte in der Frühjahrssession 2017 den Vorstoss mit
103 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung ab. 64

POSTULAT
DATUM: 15.03.2017
MELIKE GÖKCE

Archive, Bibliotheken, Museen

Mit der Überweisung eines Postulats Janiak (sp, BL) in der Sommersession 2018 wurde
der Bundesrat beauftragt, die Umsetzung des Bundesgesetzes über die Archivierung
(BGA) mittels eines Berichtes zu evaluieren, dessen neue Herausforderungen zu
identifizieren und entsprechende Empfehlungen für dessen Weiterentwicklung und
Praxisanwendung abzugeben. Seit der Verabschiedung des aktuellen BGA im Jahre 1998
haben sich im Bereich der Digitalisierung, der Verwaltungspraxis und auch im
rechtlichen Umfeld rasante Entwicklungen eingestellt und unterschiedliche
Vollzugspraktiken etabliert. Besonders in diesen Bereichen gelte es folglich auch Fragen
von grossem Interesse zu klären. So möchte der Postulant beispielsweise wissen, wie
sich die Digitalisierung auf die Aktenführung auswirke und wie die Archivierung nach
der Einführung der elektronischen Geschäftsverwaltung (Gever) sichergestellt bzw.
welcher Behörde in welchem Umfang die entsprechende Kompetenz zur Sicherstellung
zugewiesen werde. Auch stellte er die Frage, wer im konkreten Fall sicherstellen könne,
dass dem BGA unterstellte Bundesorgane die Unterlagen nicht horteten und auch nicht
ohne Zustimmung des Bundesarchivs vernichteten. Ebenfalls von grossem Interesse
seien die Fragen nach der einheitlichen Umsetzung und Missbrauchsverhinderung
bezüglich der ordentlichen Schutzfrist von aktuell 30 Jahren und nach Lösungen, um
Zielkonflikte mit dem Persönlichkeitsschutz nicht zulasten der Forschungsfreiheit
aufzulösen. Weitere Punkte bezogen sich auf den Umgang mit dem Archivgut und
dessen Handhabung bezüglich der unterschiedlichen Freigabemöglichkeiten durch die
verschiedenen Bundesorgane sowie auf die Einhaltung der Trennung der Einsichtnahme
in Archivgut von dem Öffentlichkeitsgesetz. Der Bundesrat pflichtete dem Postulanten
in seiner Stellungnahme gänzlich bei und erachtete es, gerade aufgrund der langen
Zeitspanne seit des Inkrafttretens des BGA, ebenfalls als sinnvoll, eine Evaluation des
Vollzugs vorzunehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantragte. Im Ständerat
wurde der Vorstoss sodann diskussionslos angenommen. In seinen einführenden
Erläuterungen versäumte es Claude Janiak denn auch nicht, auf den Auslöser dieses

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
MELIKE GÖKCE
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Postulats zu verweisen: Die Behandlung des Berichtes Cornu zur P-26 in der GPDel und
die in diesem Zusammenhang verschwundenen Akten mit den entsprechenden Beilagen
zum Bericht – wobei er betonte, dass die GPDel im Rahmen dieses Postulats nicht an
der Aufarbeitung der Geheimarmee sei. 65
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